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Durch die Föderalismusreform  ist
Rheinland-Pfalz jetzt selbst zuständig, die
Erschwerniszulagenverordnung (EZul-
VO) zu ändern. Die Bundesregierung
plant derzeit eine Erhöhung der Er-
schwerniszulagen. Nach Auffassung der
GdP sind die dienstlichen Belastungen
für die rheinland-pfälzischen Polizeibe-
amtinnen und -beamten ebenso hoch wie
die des Bundes. Deswegen erwarten wir
eine Anpassung der Zulagen gemäß § 22
Ab. 2 EZulVO auch für unsere Kollegin-
nen und Kollegen.

Für Polizeibeamtinnen und -beamte
• im MEK/SEK 300,– ,
• unter einer auf Dauer angelegten Iden-

tität als verdeckter Ermittler 260,– ,
• als Tatbeobachter in einer Beweissiche-

rungs- und Festnahmeeinheit 150,– .
Diese Forderung ist jedoch nur ein ers -

ter Schritt hin zu einer schon lange fälli-
gen Neuregelung. In der Vergangenheit
hat die Landesregierung die gewerk-

schaftlichen Forde-
rungen immer wie-
der abgelehnt mit
dem Hinweis auf die
Zuständigkeiten des
Bundes und des
Bundesrates. Diese
Zuständigkeiten hat
RLP jetzt alleine.
Die GdP hat mit
dem Deutschen Ge-
werkschaftsbund
den Finanzminister
aufgefordert, Ver-
handlungen über die Änderung des
EZulVO aufzunehmen. 

Die GdP hat ihre Forderungen bereits
festgelegt:

Dienst zu ungünstigen Zeiten muss auf
Anschlusszeiten ausgedehnt werden. Es
kann niemanden begreiflich gemacht
werden, dass eine Unfallbearbeitung im
Nachtdienst über 6.00 Uhr hinaus nicht
belastender ist als eine Unfallaufnahme
um 20.15 Uhr. Die Höhe des DUZ ist
nicht mehr zeitgemäß. Insbesondere die
Zahlungen für Nachtzeiten und an Sams-
tagen sind schon seit Jahren nicht mehr
angepasst worden. Heute stellen sich die
Nachtdienste an Freitagen und Samstagen
ebenso ungünstig dar wie die Dienste an
Sonn- und Feiertagen. Daher soll die Zu-
lage zu diesen Zeiten auf 5 angehoben
werden. Die übrigen Nachtdienste wären
mit 2,50  abzugelten. Die Zulage für
Wechselschichtdienst und Schichtdienst
ist weder in der Höhe noch in der Ausge-
staltung zeitgemäß. Die flexiblen Dienst-
modelle, aber auch die bedarfsorientier-
ten Dienste der Bepo und der Fahn-
dungseinheiten, werden von der Vor-
schrift nur unzureichend oder gar nicht
erfasst. Dies muss geändert werden. Die
Konkurrenzregelung zwischen Polizeizu-
lage und WSD-/Schichtzulage muss weg-
fallen, die Polizeizulage darf nicht mehr

auf die Höhe der Zulage angerechnet
werden. Die WSD-Zulage ist auf 200
anzuheben, im gleichen Umfange sind
auch die Schichtzulagen anzupassen.
Teilzeitbeschäftigten ist bei Vorliegen
der Voraussetzungen die volle Wechsel-
schichtdienst- oder Schichtdienstzulage
zu gewähren. Der Zusatzurlaub für
Wechselschichtdienst und Schichtdienst-
tätige ist auf bis zu sechs Tage anzuheben.
Die GdP fordert darüber hinaus, die Poli-
zeizulage wieder dynamisch und ruhege-
haltsfähig zu gestalten. Die Polizeizulage
soll auf 250 angehoben werden.

Die Politik ist aufgefordert zu zeigen,
ob sie bereit ist, etwas für die Polizei zu
tun. Die schönen Dankesworte tun zwar
gut, helfen aber nicht beim Kauf von
Benzin oder Erdgas.

HWG

GdP: Auch Rheinland-Pfalz
muss sich bewegen
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Die GdP hat den Finanzminister und den Innen -
minister aufgefordert, die Zulagen für Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte im ersten Schritt der Bundes-
regelung anzupassen.
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Zur Personalstärke: Nach dem Bericht
zur „Zukunft der Polizei in Rheinland-
Pfalz“ vom 8. 1. 2004 (Landtagsdruck -
sache 14/2791) bekräftigen Landesregie-
rung und Landtag ihre Auffassung, der
Personalstand der Polizei, ausgehend
vom Stand 2001, müsse bei Beibehaltung
der bewährten Organisationsstruktur
langfristig eingehalten werden. Mit die-
ser „Mindeststärke“ von 9000 Polizeibe-
amtinnen und -beamten sollen die alltäg-
lichen Anforderungen des Polizeidiens -
tes in den nächsten Jahren bewältigt wer-
den können. 

Diese Einschätzung teilen wir nicht,
weil nach unserer Auffassung ein solcher
Personalbestand nicht ausreicht, um die
stark steigenden Anforderungen in der
Ermittlungstätigkeit, Beweissicherung
und Gefahrenabwehr rund um die Uhr
tatsächlich bewältigen zu können. Allei-
ne die neu definierte Aufgabe „Gewalt in
engen sozialen Beziehungen“ kostet im
Alltag viel Aufwand und Kraft. Der
Schichtdienst wurde seit 2001 um ca. 500

Polizistinnen und Polizisten geschwächt.
Mit dem vorhandenen Personal ist es völ-
lig unabhängig von der Arbeitsbelastung
durch Vorgänge inzwischen nicht mehr
möglich, die Mindesteinsatzstärken auf-
rechtzuerhalten. Die Analyse, wo die
Kolleginnen und Kollegen geblieben
sind, ist erfolgt: Man mag sich darüber
streiten, ob die neu eingerichteten Funk-
tionen Jugendsachbearbeiter, Flughafen-
wachen Hahn und Zweibrücken, Schieß-
und Einsatztrainer, Datenverarbeitungs-
gruppen, System- und Anwenderbetreu-
er, örtliche Fahndung, Beratungszentren,
Polizeiläden, Puppenbühnen usw. sinn-
voll und im Einzelfall auch notwendig
sind. Wenn man sich der Notwendigkeit
beugt, muss man auch das notwendige
Personal zur Verfügung stellen. Den
Schichtdienst – in Sonntagsreden die
Kernaufgabe der Polizei – aber als Perso-
nalsteinbruch zu Gunsten von „Nice-to-
have“ zu gebrauchen, ist gegenüber den
betroffenen Kolleginnen und Kollegen,
aber auch gegenüber den Bürgerinnen
und Bürgern sehr unfair! Wir halten es
für unverantwortlich, wenn in Inspektio-
nen außerhalb der Tagesdienstzeiten nur
ein einziger Streifenwagen zur Verfü-
gung steht.

Es bleibt dabei: Rheinland-Pfalz muss
über 10 000 Polizistinnen und Polizisten
verfügen, um die Sicherheitsaufgaben er-
füllen zu können. 

Die Einstellungsplanung des Landes
sieht vor, bis zum Jahr 2010 jährlich min-
destens 250 Polizeianwärterinnen und
-anwärter einzustellen. Ab 2011 soll die
Einstellungszahl auf mindestens 350 er-
höht werden, um die stark ansteigenden
Zahlen an Ruhestandsversetzungen aus-
zugleichen. Dabei stellt die ursprüngliche
Planung auf die Vorlaufzeit der dreijähri-
gen Fachhochschulausbildung ab und be-
rücksichtigte bisher den vollständigen
Ausgleich der vorzeitigen Personalab-
gänge einschließlich der Ausfälle im Lau-
fe des FH-Studiums. Nach den bereits er-
folgten Neueinstellungen wird die Perso-
nalstärke bis 2011 etwa auf heutigem Ni-
veau bleiben. Die Landesregierung hat
angekündigt, die Einstellungsplanungs-
zahlen für die Jahre 2009 und 2010 um je
25 aufzustocken, so dass in diesen beiden
Jahren jeweils 325  Polizeianwärterinnen

und -anwärter das Studium aufnehmen
könnten. Allerdings reichen diese Aus-
bildungszahlen nicht aus, um den Perso-
nalstand zu halten, weil sich für den Be-
rechnungszeitraum die Zahl der Ruhe-
standsversetzungen deutlich erhöhen
wird. 325 Einstellungen pro Jahr würden
also klar vorgeben: Die Personalstärke
der Polizei geht deutlich nach unten.

Aus Sicht der GdP gibt es eine Reihe
weiterer Gesichtspunkte, die bisher nicht
oder nicht ausreichend bei der Personal-
planung Berücksichtigung fanden. In der
Kriminalitätsbekämpfung stellen sich
neue Herausforderungen, besonders bei
der Abwehr terroristischer Gefährdung
zeichnen sich dauerhafte Aufgabenstel-
lungen ab, die nur mit neuen Schwer-
punktsetzungen zu bewältigen sein wer-
den. Im Zusammenhang mit der Nachbe-
reitung der gerade noch vereitelten An-
schläge durch islamistische Terroristen
ist  deutlich geworden, dass die Polizei in
ihren personellen Kapazitäten besonders
bei den operativen Einheiten der Krimi-
nalpolizei wie auch beim MEK erheblich
aufgestockt werden muss. 

Die Polizei hat in den letzten Jahren
die Ermittlungs- und Aufklärungsarbeit
bis in die Ebene der Polizeiinspektionen
intensiviert. Zu diesem Zweck wurden in
hoher Zahl spezielle Sachbearbeiter-
funktionen geschaffen. Der Präventivbe-
reich wurde und wird ausgebaut. Für die
Aus- und Fortbildung stehen zusätzliche
Dozenten und Trainer zur Verfügung.
Durchweg mussten diese Strukturverän-
derungen aus dem Personalbestand be-
wältigt werden. 

Die aus der Altersstruktur der Polizei
resultierenden Probleme nehmen zu. Es
gibt mehr Fälle von eingeschränkter Ver-
wendungsfähigkeit aufgrund gesundheit-
licher Beeinträchtigungen. Viele Beam-
tinnen und Beamten können aufgrund
persönlicher gesundheitlicher Beein-
trächtigungen generell nicht mehr für
diesen belastenden Wechselschichtdienst
eingesetzt werden. 

In vielen Dienststellen des Landes
müssen über die allgemeinen Sicherheits-
anforderungen hinaus vielfältigste be-
sondere Einsatzlagen im eigenen Dienst-
bezirk bewältigt oder zur Unterstützung
anderer Dienststellen Kräfte abgestellt

In der Personalplanung nachsteuern
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Personal ist teuer. Aber gut ausgebildete und motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind das beste Kapi-
tal, über das eine moderne Bürgerpolizei verfügen kann. Deshalb sind Personalstärke und Bewertung der Polizei
zu verbessern.  
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werden. Diese besonderen Einsatzanfor-
derungen (z. B. Fußballspiele bis in die
Oberliga mit bis zu 300 Einsatzkräften,
Versammlungen von Rechten) lassen
sich nur begrenzt mit dem heutigen Per-
sonalstand abdecken. Dies zeigt deutlich
die in den letzten Jahren stark angestie-
gene Zahl der Mehrarbeitsstunden. In-
zwischen ist eine „Bugwelle“ von rund
1,4 Mio. Mehrarbeitsstunden aufgelau-
fen, die absehbar nicht durch Freizeit
ausgeglichen werden können. 

Der Anteil von Frauen im Polizeidienst
ist in den letzten Jahren angestiegen.
Auch wir sind der Auffassung, dass sich
die Öffnung des uniformierten Polizei-
dienstes für Frauen bewährt hat. Gleich-
wohl ergeben sich Auswirkungen auf die
Personalplanung. Mutterschutzrechtliche
Beschäftigungsverbote (z. B. kein Außen-
dienst), Beurlaubungen aus familiären
Gründen und Reduzierung der Arbeits-
zeit auf Teilzeitbeschäftigungen führen
zwangsläufig zu Personalausfällen in stei-
gender Tendenz. Der bei der Bereit-
schaftspolizei mit derzeit 75 Stellen einge-
richtete Personalpool für die Ersatzge-
stellung insbesondere in Fällen von Beur-
laubungen aus familiären Gründen wird
aus dem vorhandenen Personalbestand
gebildet. Anders ausgedrückt: Um eine
Personallücke bei einer Polizeiinspektion
zu schließen, wird die ohnehin deutlich
unter Soll liegende Personalstärke einer
Einsatzhundertschaft der Bereitschafts-
polizei einfach reduziert. Es sollte endlich
ein Weg gefunden werden, den durchaus
sinnvollen Personalpool im Wege der
Aufstockung der Zahl der Neueinstellun-
gen tatsächlich personell zu unterlegen.

Weiter bleibt es bei der Feststellung
der GdP: Mit der Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit nach § 208 LBG ist keine
Lösung der Personalprobleme erfolgt.
Wir fordern die Neuregelung der Alters-
grenze für die Polizei im Sinne der GdP-
Vorschläge

Zur Personalstruktur: Die aus den
Stellenplanvorgaben 2007 und 2008 re-
sultierenden Restriktionen in der Zahl
der Beförderungsmöglichkeiten haben
insbesondere im gehobenen Polizei-
dienst in allen für die Aufstiege relevan-
ten Besoldungsbereichen zu einem Be-
förderungsstau geführt. Von daher müs-
sen noch einmal die Kernforderungen für
eine sachgerechte Bewertung des Polizei-
dienstes vorangestellt werden:
• Alle Beamtinnen und Beamten des

mittleren Polizeidienstes sind zeitnah in
die Laufbahn des gehobenen Polizei-
dienstes zu überführen.

• Für alle Polizeianwärterinnen und -an-
wärter müssen nach ihrer FH-Ausbil-

dung Planstellen des gehobenen Polizei-
dienstes für die Übernahme in das Be-
amtenverhältnis zur Verfügung stehen.

• Für den Bewährungsaufstieg sieht das
Laufbahnrecht die Aufstiegsmöglich-
keit bis A 11 vor. Beförderungsstellen
stehen allerdings nur für einen deutlich
zu kleinen Kreis der Bewerberinnen
und Bewerber zur Verfügung. Wir for-
dern, in  weit größerer Zahl der Beför-
derungsfälle als bisher die leistungs -
orientierte Aufstiegsperspektive nach
A 11 zu eröffnen. 

• Allen im Rahmen des Bewährungsauf-
stieges in den gehobenen Polizeidienst
übergeleiteten Beamtinnen und Beam-
ten ist im Wege von entsprechenden
Stellenplandispositionen zu garantie-
ren, dass sie zeitnah, spätestens aber
vor Erreichen der zweijährigen Sperr-
frist nach § 5 Abs. 3 Beamtenversor-
gungsgesetz nach A 10 befördert wer-
den. 

• Absolventinnen/-en der FH und der
ASA sollen nach dem Laufbahnbeginn
im gehobenen Polizeidienst spätestens
nach sechs Jahren das Beförderungsamt
A 11 erreicht haben. Für die nach A 12
und A 13 ausgewiesenen Funktionen
sind deutlich mehr Stellen als bisher im
Haushalt auszuweisen. 

• Die Aufstiegsperspektiven für die Be-
amtinnen und Beamten des höheren
Dienstes sind zu verbessern.

• Für die Verwaltungsbeamtinnen und
-beamten sind vergleichbare Stellen-
planbedingungen zu schaffen. 
In der Ausgestaltung dieser Eckwerte

fordert die GdP die Anpassung des Lauf-
bahnrechtes für den Bewährungsauf-
stieg. Künftig soll der Aufstieg in den ge-
hobenen Dienst nicht mehr an Leistung
und Lebensalter, sondern an Leistung
und Berufserfahrung gekoppelt werden.
Für den Laufbahnwechsel soll sich be-
werben können, wer sich in einer Dienst-
zeit von mindestens zehn Jahren bewährt
hat. Weiter fordert die GdP, alle Polizei-
anwärterinnen und Polizeianwärter un-
mittelbar nach abgeschlossener FH-Aus-
bildung zu diplomieren und zum PK
(A 9) zu ernennen.

An bewährten Parametern für die Be-
förderungsauswahl wollen wir festhalten.
Dies gilt insbesondere für die Beibehal-
tung der Aufteilung des jeweiligen Be-
werberkreises in die Säulen FH/ASA und
Bewährungsaufstieg. Angesichts der
durch Rechtsprechung eingeschränkten
Möglichkeit der Beförderung nach lang-
jähriger Bewährung im aktuellen Beför-
derungsamt bei Beförderungseignung
müssen neue Wege gesucht werden, um
diesen Anspruch in allen Fällen Rech-

nung tragen zu können. Dazu sollen im
Etatplan 2009 alle Planstellen der Besol-
dungsgruppe A 9 gehobener Polizeidienst
nach A 10 angehoben werden. Das würde
die Möglichkeit für das ISM öffnen, den
Beförderungsverlauf und die Auswahlbe-
dingungen neu zu strukturieren. 

Weiter sind die Stellenpläne so aufzu-
stocken, dass binnen vier Beförderungs-
verfahren alle FH/ASA-Absolventen aus
A 10 nach A 11 und in jedem Jahr mindes  -
tens 20 Prozent der Bewerberinnen und
Bewerber aus dem Kreis der Bewäh-
rungsaufsteiger von A 10 nach A 11 er-
nannt werden können.

Für A 12 und A 13 sollen so viele Be-
förderungsmöglichkeiten zur Verfügung
stehen, wie Funktionen „unterwertig“ be-
setzt sind. Verwaltungsintern ist parallel
die Beschreibung und Bewertung der
Funktionen anzupassen. 

Im Höheren Polizeidienst soll die Be-
förderung nach A 14 spätestens drei Jahre
nach erfolgreich absolvierter Polizei-
hochschule möglich sein. Im Wege einer
Anpassung der Funktionsbeschreibung
ist der Korridor für die Bewertung von
Funktionen nach A 15, A 16 und B 3 aus-
zuweiten. Auf mittlere Sicht strebt die
GdP die Einstufung des Inspekteurs der
Polizei, der Polizeipräsidenten, des Präsi-
denten des LKA und der in dieser Form
gesetzlich als Amtsbezeichnung festzule-
genden Präsidenten der Bereitschaftspo-
lizei und der FH der Polizei/ LPS in B 4
an. Wir halten diese neue Struktur in der
Funktionsbewertung des Höheren Poli-
zeidienstes angesichts der qualitativen
und quantitativen Aufgabenentwicklung
für sachgerecht und sehen sie im Kontext
zu der auf das vollendente 65. Lebensjahr
hinausgeschobenen Pensionierungsgren-
ze. 

TW
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An einem Spitzengespräch zwischen
Innenminister Karl-Peter Bruch und Fi-
nanzminister Prof. Ingolf Deubel mit den
Spitzenorganisationen in Rheinland-
Pfalz nahmen DGB-Chef Dietmar Mu-
scheid und die für Beamtenpolitik zu-
ständige Astrid Clauss teil. Zentraler
Diskussionspunkt war die Einkommens-
entwicklung bei den Beamtinnen und Be-
amten.

Muscheid: Die Erklärung des Finanz-
ministers, in 2009 und 2010 das Tarifer-
gebnis der Länder auf die Beamtinnen
und Beamten zu übertragen, ist ein wich-
tiges Etappenziel. Es ist jedoch unver-

ständlich, dass der Finanzminister Nach-
besserungen für das laufende Jahr wei-
terhin ausschließt.

Weitere Gesprächsthemen waren die
zukünftigen Entwicklungen im Lauf-
bahnrecht. Ein nächstes Spitzengespräch
wurde für den Zeitraum nach der Som-
merpause vereinbart.

Heinz-Werner Gabler, stellvertreten-
der GdP-Vorsitzender: Bei explodieren-
den Preisen hilft der Hinweis auf Verbes-
serungen in den Jahren 2009 und 2010
nur wenig, wenn ich Benzin und Gas 2008
bezahlen muss. Hier muss 2008 noch et-
was geschehen. HWG

Spitzengespräch DGB
mit Landesregierung
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MdL Michael Hörter, Vorsitzender
des AK Innen, und MdL Matthias Lam-
mert, Mitglied des AK Innen, tauschten
mit der GdP ihre Positionen zu den Vor-
schlägen der Landesregierung zur Re-
form der Kommunalverwaltung aus. Im
Zentrum standen dabei die Überlegun-
gen zur Übertragung von Aufgaben von
der Polizei auf die Kommunalverwal-
tung, aber auch weitergehende Themen
wie Versammlungs- und Waffenrecht.
Bei vielen Positionen bestand Überein-
stimmung während einige Standpunkte
kritisch diskutiert wurden.

GdP bei der CDU

Weitere Themen waren die anstehen-
de Evaluation der Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit aus dem Jahr 2003, Perso-
nal- und Budgetfragen. Auch die Initiati-
ven der CDU zur Erhöhung der Beam-
tengehälter und der als überbordend er-
scheinenden Zahl der Disziplinar- und
Regressverfahren waren Gegenstand des
Gesprächs. Die detaillierten Vorstellun-
gen der GdP zum Landeshaushalt
2009/10 werden in weiteren Terminen be-
handelt.

ES

V. l. n. r.: Achim Eggert, Ernst Scharbach, Heinz-Werner Gabler,
Isabella Sorg, Michael Hörter, Matthias Lammert

■ Fette Rabatte in 2007

Bei Buchungen von Reisen über
das Polizeisozialwerk konnten im
letzten Jahre insgesamt 14 500
Euro an unsere GdP-Mitgliedern in
Form eines PSW-Rabattes zurück-
gezahlt werden! Beim Ankauf von
Neufahrzeugen über das PSW spar-
ten unsere Mitglieder sage und
schreibe 417 500 Euro an den regu-
lären Listenpreisen!

■ Kostendämpfungspauschale

Gescheitert ist ein Beamter mit
seiner Absicht, die Kostendämp-
fungspauschale in der Beihilfe ge-
richtlich zu kippen. Er hatte argu-
mentiert, der Eingriff habe nur per
Gesetz und nicht mit Verordnung
erfolgen dürfen. Das Land habe
auch nicht durch nachträgliche ge-
setzliche Regelung rückwirkend
die geforderte Rechtsbasis schaffen
dürfen. Das OVG Rheinland-Pfalz
hat die Klage in allen Punkten ab-
gewiesen und vertritt die Rechts-
auffassung, die Kostendämpfungs-
pauschale sei in der Sache zulässig
und die rückwirkende gesetzliche
Regelung verletzte nicht den Ver-
trauensschutz der Beamtinnen und
Beamten (OVG RP vom 23. Mai
2008 – 2 A 10723/07.OVG). Es war
noch offen, ob der Kläger die Revi-
sion betreibt. 

■ Neues LBG geplant 

Das ISM arbeitet an einer Neu-
fassung des LBG. Damit sollen die
länderspezifischen Regelungen in-
folge des neuen Beamtenstatusge-
setzes erfolgen. Nach Föderalis-
musreform sind die Länder selbst
für die Ausgestaltung des Beam-
tenrechts zuständig.

■ ISM zurück

Das ISM ist wieder in seinem
Stammhaus am Mainzer Schiller-
platz. Die 18-monatige Renovie-
rungsphase des Gebäudes ist abge-
schlossen. 

Kurz und knackig
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„Nebentätigkeiten, Disziplinarverfah-
ren und beamtenrechtliche Regelungen“
standen im Seminarangebot der GdP En-
de Mai auf dem Tagungsprogramm. Star-
ken Teilnehmerzuspruch fand das Be-
schulungsangebot für Mitglieder von
Personalräten aus dem Polizeibereich.

Helmut Knerr, stellvertretender Lan-
desvorsitzender und zuständig im GdP-
Landesvorstand für Personalvertretungs-
recht, hatte nach Auffassung der Semi-
narteilnehmer ein interessantes Pro-
gramm zusammengestellt. Als Fachrefe-
renten konnten Kollegin Birgit Bai (Do-
zentin für öffentliches Dienstrecht an der
LPS/FHöV) und Kollege Hans-Jürgen
Müller (Leiter PV 3 vom PP Koblenz) ge-
wonnen werden. 

Gerade die kompetenten Beiträge von
Hans-Jürgen Müller zum Rechtsgebiet
„Nebentätigkeiten“ und von Birgit Bai
zum „Disziplinarrecht“ und den beam-
tenrechtlichen Regelungen schlugen
Brücken für die Seminarteilnehmer zwi-
schen den Rechtsgrundlagen, der Praxis
aber auch zu den personalvertretungs-
rechtlichen Aufgabenbewältigungen im
Alltag.

Interessiert diskutierten die Personal-
aufsichtsmitglieder aus den verschiedens -
ten Behörden und Einrichtungen mit den
Fachreferenten. Die Veröffentlichungen
zum Thema „Disziplinarrecht“ durch die
GdP waren ebenso thematisiert worden,
wie auch die öffentliche Meinung oder
die Rechtsprechung in disziplinarrechtli-

chen Verfahren. Unterschiedliche Stand-
punkte kamen dabei zutage. Gerade die-
se Diskussion stellte auch besonders her-
aus, dass es notwendig sei, breitere Infor-
mationen zu Rechten und Pflichten der
Kolleginnen und Kollegen im Alltag, bei-
spielsweise zum Nebentätigkeitsrecht, zu
vermitteln. HK

Fortbildung für Personalräte

LANDESJOURNALRheinland-Pfalz

PERSONALRATSSEMINAR

Im Rahmen von Teilpersonalversamm-
lungen für Tarifbeschäftigte beim PP Kai-
serslautern und der PD Pirmasens infor-
mierten Margarethe Relet und Dieter
Kronauer die Beschäftigten über das Ta-
rifrecht. Schwerpunkt der Vorträge waren
die finanziellen Auswirkungen wie Ent-
gelterhöhungen, Jahressonderzahlung und

Der Leiter PV 3, PP Koblenz, Hans-Jürgen Müller und
seine aufmerksamen Zuhörer

PERSONALVERSAMMLUNGEN

Wichtige Infos zum TV-L

Leistungsentgelt. „Wird es für Rheinland-
Pfalz zukünftig einen Tarifvertrag zum
Leistungsentgelt geben oder wird weiter-
hin im Gießkannenprinzip ausgeschüt-
tet?“ lautete die Frage einer Beschäftigten,
die zu reger Diskussion führte. Derzeit ist
ein solcher Tarifvertrag nicht beabsichtigt,
so Margarethe Relet. Wichtig erschien

auch der Hinweis auf den Stichtag 1. No-
vember 2008. Zu diesem Zeitpunkt erfolgt
die Überleitung aus den individuellen Ent-
geltstufen in die regulären Stufen und die
Zahlung eines Strukturausgleichs. Das be-
deutet für einige Beschäftigten noch ein-
mal ein „kleines“ Plus im Portemonnaie.
Aber auch die anstehenden Tarifverhand-
lungen für die Beschäftigten der Länder im
kommenden Jahr wurden angesprochen.
Werden auch wir eine „satte“ Entgelterhö-
hung bekommen wie die Beschäftigten bei
Bund und Kommunen, bleibt die Arbeits-
zeit unverändert oder wie steht es mit der
Jahressonderzahlung nach 2008? Fragen,
die die Beschäftigten interessieren, aber
derzeit noch nicht beantwortet werden
können. Teilpersonalversammlungen in
dieser Form sind ideale Veranstaltungen,
um Beschäftigte umfassend über ihre Be-
lange zu informieren, so die stellvertreten-
de Landesvorsitzende. MR

Auch in Kaiserslautern waren viele Tarifbeschäftigte
der Einladung der Personalräte gefolgt.
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Polizei-Abteilungsleiter Joachim Laux
hatte angekündigt, dem HPRP das Schrei-
ben des Innenministeriums zur „Optimie-
rung der Kriminalitätsbekämpfung“ zu er-
läutern – konnte den Termin jedoch wegen
aktueller Ereignisse nicht einhalten. Statt-
dessen erklärte in der Sitzung des HPRP
Referatsleiter Michael Krüger, dass es sich
bei dem Papier, das den Behörden und
Einrichtungen und dem HPRP zugestellt
worden war, lediglich um einen „vorläufi-
gen Abschluss der Überlegun-
gen“ handele, der noch abhän-
gig sei von der Zustimmung
des Justizministeriums. Herr
Krüger hielt deshalb inhaltli-
che Erläuterungen nicht für
sinnvoll und zeigte sich über
den Hinweis aus dem Gremi-
um verwundert, dass in den
Behörden bereits Arbeits-
gruppen an der Ausgestaltung
des Konzepts arbeiten wür-
den. Das sei so nicht beabsich-
tigt gewesen. Herr Laux kün-
digte an, die Diskussion zu
den Überlegungen in der Juli-
Sitzung nachzuholen.

Rund 400 deutsche Kolleg -
Innen (davon sechs aus RLP)
haben sich seit 2002 beim Aufbau der Po-
lizei in Afghanistan engagiert. Koll. Uwe
Lederer (ISM) teilt mit, dass nunmehr ein
Personalpool von „KurzzeitexpertInnen“
für Zeiträume von sechs bis zwölf Wochen
gebildet wird.

Der Masterstudiengang für Kriminolo-
gie in Bochum ersetzt nicht das Studium
an der DHPol Hiltrup: § 14 LaufbahnVO-
Pol setzt für die Übernahme in den höDie
das Bestehen der Prüfung in Hiltrup vo -
raus. Ausnahmen von dieser Regel gem. 
§ 28 LbVOPol gibt es nur im Einzelfall,
wenn Gleichwertigkeit festgestellt und ein
dienstliches Interesse anerkannt wird.

Bedenken hatte der HPRP zu dem Kon-
zept VISIER angemeldet. Zwar ist unstrit-
tig, dass bei der Entlassung von rückfallge-
fährdeten, gefährlichen Straftätern Vor-
sorge getroffen werden muss – allerdings
besteht nach Auffassung des HPRP die
Gefahr, dass die Verantwortung alleine bei
der Polizei abgeladen werden könnte, die
damit zwar den Schwarzen Peter, nicht
aber die rechtlichen und personellen Mög-
lichkeiten einer sachgerechten Reaktion
hätte. Minister Karl Peter Bruch sagte zu,
alle Vorschläge und Bedenken einer inten-
siven Prüfung zu unterziehen. Das Anlie-

gen der Landesregierung halte er für ein
bedeutsames Thema, das den Schutz po-
tenzieller Opfer im Blick habe. Bruch:
„Die Gefahrenabwehr ist rechtlich und tak-
tisch die Aufgabe der Polizei.“

Zur Förderung des Audits Beruf und
Familie hat das ISM alle Behörden und
Einrichtungen aufgefordert, zwei Audit-
Lotsen zu benennen.

Die LPS wurde mit dem Projekt „Poli-
zei-Online“ beauftragt. In Kooperation

mit BW und Hessen sollen u. a. das „poli-
zeiliche Wissensmanagement“ gebündelt
und Buchungen für die Aus- und Fortbil-
dung ermöglicht werden, teilt Koll. Man-
fred Bublies (ISM) mit. Projektleiter ist
Koll. Carsten Heydt (LPS).

Das Konzept „Zentrales Schieß- und
Einsatztraining“ kann starten. Der HPRP
hat der Vorlage, die unter Leitung von
Koll. Friedel Durben (ISM) erarbeitet
wurde, nunmehr zugestimmt. Der HPRP
dankt allen Kolleginnen und Kollegen,
insbesondere den Ausbildungs-, Schieß-
und Einsatztrainern, für ihre Beratung –
und ausdrücklich dem Innenministerium,
das die Anregungen des HPRP sehr kolle-
gial geprüft und auch weitgehend über-
nommen hat. Außerdem konnte der
HPRP die Einstellung von zwei Techni-
kern für die Betreuung der Anlagen errei-
chen. Trotz der Bemühung aller Beteilig-
ten dürfte klar sein, dass die Umsetzung
des Konzeptes nicht ohne Schwierigkeiten
abgehen wird. Hier sind die Kreativität
der Behörden und Einrichtungen und
nicht zuletzt die Personalräte vor Ort ge-
fordert. Für Hinweise auf Probleme sind
wir wie immer dankbar. Das Konzept ist ja
schließlich nicht in Beton gegossen.

Die nächste Charge an FuStw soll aus-
geschrieben werden: Standard-, BAB-
und reduzierte FuStw. Der Beschlussan-
trag liegt bei den örtlichen Personalräten
zur Anhörung vor.

Die mündlichen Prüfungen der ASA
finden am 14. bis 16. Juli auf dem Hahn
statt. Am 17. sind die Wiederholungsprü-
fungen für den 29. Stg.

Nach viel Tamtam und einem Eini-
gungsgespräch mit Minister Bruch wegen

der Beschaffung von „Turt-
lenecks“ (Pulli mit Stehkra-
gen und Kurzreißverschluss)
– die als einzige Alternative
unter der taktischen Schutz-
hülle hätten getragen werden
dürfen – folgt das ISM nun
doch dem ursprünglichen
Vorschlag des HPRP: Da der
Markt keine wirklich geeigne-
ten „Turtlenecks“ hergibt,
wird auf deren Anschaffung
verzichtet und das Tragen der
Schutzwesten auf dem Hemd
zugelassen. Versuche in Hes-
sen haben ergeben, dass die
Hemdknöpfe beim Auftref-
fen eines Geschosses keine
Gefahr darstellen. Die Knöp-

fe zersplittern nicht, sondern werden pul-
verisiert. Natürlich darf in den Hemdta-
schen unter der Schutzweste nichts getra-
gen werden, was Verletzungen verursa-
chen könnte.

Dieter Kronauer, Margarethe Relet
(Polizeibeschäftigte),

Ernst Scharbach (Beamte)

Optimierung der Kriminalitätsbekämpfung
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Der neue Opel Agila 
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Mountainbike-
Training

in Bad Bertrich
Unter der Veranstaltungsreihe „GdP-

vital“ hatte der Vorstand der GdP-Kreis-
gruppe Mayen seine Mitglieder zu einem
Mountainbike-Training eingeladen.

Der Kreisgruppenvorsitzende Norbert
Puth freute sich über den Zuspruch.

Zwölf Biker hatten sich angemeldet,
weitere Interessierte konnten wegen pri-
vater und dienstlicher Verpflichtungen
nicht teilnehmen. Mit dem Kollegen
Markus Thomas hatte der Vorstand ei-
nen erstklassigen Instruktor beauftragt.
Kollege Thomas ist als versierter Moun-
tainbike-Rennfahrer in der Region und
bei der TRANSALP-Challenge bestens
bekannt.

Nach einer Einführung über Sicherheit
und Technik wurden an verschiedenen
Stellen rund um den idyllischen Kurort
Bad Bertrich Fahrmanöver trainiert. So
galt es enge Kreise auf Schotter zu fahren;
bestmögliche Bremsmanöver auf losem
Untergrund und in starkem Gefälle zu
üben; enge Serpentinen bergab und berg-
auf zu bewältigen; Böschungen rauf und
runter zu fahren – und vieles mehr. Jeweils
anschließend wurden verschiedene Trails
befahren, und dabei das vorher Geübte
angewendet. Für die Verpflegung sorgte
Kollege Bernd Schüller vorbildlich. 

Nach sechs Stunden intensiven Trai-
nings erhielt jeder Teilnehmer eine Ur-
kunde; nach einer leicht gehopften Erfri-
schung endete ein Tag, der nach einer
Fortsetzung ruft.
Norbert Puth, Kreisgruppenvorsitzender

Neue informieren sich
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Otmar German, KG PD Pirmasens
Adalbert Cappallo, KG PP/PD Koblenz

Doris Tryjanowski, KG Vorderpfalz 

Alles Gute zum Berufsstart wünscht die GdP den Kolleginnen und Kollegen, die in
Enkenbach-Alsenborn und Wittlich-Wengerohr ihr FH-Studium aufgenommen haben.
Bei der traditionellen GdP-Infothek konnten sich die „Neuen“ über Ziele und Leistungen
der GdP informieren. Viele haben sich direkt entschlossen, GdP-Mitglied zu werden.

Rudi Dauer, KG Rhein-Nahe, 73 Jahre

Wolfgang Bruckhoff, KG PD Neuwied/Altenkirchen, 52 Jahre

Wolfgang Krappen, KG Vorderpfalz, 57 Jahre

Andreas Marx, KG PD Worms, 36 Jahre

Wir werden ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.

WIR TRAUERN UM

RUHESTANDSVERSETZUNGEN


